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B e a n t w 0 r tun g 

Durchwahl 

der Anfrage der Abgeordneten SCHUSTER 
und Kollegen an den Bundesminister 

für soziale Verwaltung betreffend über­
höhte Berechnung der "freien Station" 

bei Bauernpensionen. 

Oie anfragenden Abgeordneten führen u.a. aus, daß die 

ihrer Meinung nach überhöhten Ausgedingsanrechnungen vor 

allem Bauern in den mittleren Einheitswertstufen massiv 

benachteiligen und eine etappenweise Zurück führung der 

fiktiven Ausgedinge auf ein realistisches Ausmaß unbe­

dingt erforderlich sei. 

Weiters führen die Abgeordneten an, daß aufgrund der ab 

1. Jänner 1985 erfolgten Erhöhung des Wertes der vollen 

freien Station Härten bei der Feststellung der Höhe der 

Ausgleichszulagen entstünden. 

In diesem Zusammenhang haben die unterfertigten Ab­

geordneten an mich folgende Fragen gerichtet: 

"1. Finden Sie es als sozial gerecht: wenn aufgrund 

einer Verordnung mit Wirksamkeit Jänner 1985 der Monats­

bezug eines Bauernpensionisten gesenkt wird? 

2. Wann werden Sie diese soziale Ungerechtigkeit der 

überhöhten Bewertung des "fiktiven Ausgedinges" einer 

brauchbaren Lösung zuführen?" 
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In Beantwortung dieser Anfrage beehre ich mich, fol­

gendes mitzuteilen: 

Zur Frage 1: 

Das Ausgleichszulagenrecht wurzelt im Fürsorgerecht, 

sodaß die Mittel der Allgemeinheit nur subsidiär einge­

setzt werden sollen und dürfen. Auf diesem Grundsatz 

beruht die geltende Rechtslage, wonach grundsätzlich für 

den Anspruch auf Ausgleichszulage auf die tatsächlichen 

und verfügbaren Einkünfte Bedacht zu nehmen ist. In 

diesem Sinn ist bei der Feststellung des Anspruches auf 

Ausgleichszulage das Nettoeinkommen des Pensionsbe­

rechtigten und des (der) im gemeinsamen Haushalt leben­

den Ehegatten (Ehegattin) zu berücksichtigen. Nettoein­

kommen ist die Summe sämtlicher Einkünfte in Geld oder 

Geldeswert nach Ausgleich mit Verlusten und vermindert 

um die gesetzlich geregelten Abzüge. Hiebei gilt für die 

Bewertung der Sachbezüge - wie im übrigen auch für den 

Bereich des Beitragsrechtes des Allgemeinen Sozialver­

sicherungsgesetzes - die Bewertung für Zwecke der Lohn­

steuer. 

Die Sachbezugsbewertung selbst erfolgt nach den hiezu 

erlassenen Richtlinien des Bundesministeriums für 

Finanzen und der Finanzlandesdirektionen. 

Grundlage für die Bewertung der Sachbezüge ist § 15 

Abs.2 EStG 1972, nach dem geldwerte Vorteile (Wohnung, 

Heizung, Beleuchtung, Kleidung, Kost, Waren und sonstige 

Sachbezüge) mit den üblichen Mittelpreisen des Ver­

braucherortes anzusetzen sind. Es besteht allerdings 

keine Rechtsnorm darüber, in welchen Zeitabständen die 

Bewertung der Sachbezüge zu erfolgen hat. In der Regel 

wird die Neufestsetzung in Zweijahresabständen vorge­

nommen. 
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Im Gegensatz dazu steht die jährliche Anpassung der 

Ausgleichszulagenrichtsätze. Dieser unterschiedliche 

Anpassungsrhythmus zwischen Bewertung der Sachbezüge und 

Festsetzung der Höhe der Richtsätze für die Ausgleichs­

zulagen hat zur Folge, daß in dem Jahr, zu dessen Beginn 

die Änderung der Sachbezugsbewertung in Kraft tritt, 

zwar eine Schmälerung des Ausgleichszulagenanspruches 

festzustellen ist, im Folgejahr hingegen sich eine Er­

höhung des Ausgleichszulagenanspruches im vollen Ausmaß 

der Richtsatzerhöhung ergeben wird, sodaß sich auf Dauer 

gesehen eine Kompensation einstellen wird. 

Ich möchte allerdings nicht in Abrede stellen, daß dort, 

wo der Ausgleichszulagenanspruch nur für kürzere Zeit­

räume gebührt, ein solcher Ausgleich fehlen wird. 

Eine grundsätzliche Betrachtung der in Rede stehenden 

Angelegenheit gibt jedoch zu dem Hinweis Anlaß, daß es 

sich nicht um ein Sonderproblem des bäuerlichen Aus­

gleichszulagenrechtes handelt; es wird vielmehr überall 

dort auftreten, wo im gesamten Bereich der Sozialver­

sicherung bei Feststellung des Ausgleichszulagenan­

spruches eine Sachbezugsbewercung vorzunehmen ist. 

Handelt es sich allerdings um die Uberlassung (Ubergabe, 

Verpachtung) eines land(forstlwirtschaftlich Betriebes, 

so ist dies nach den SondernClrmen der Pauschal anrechnung 

des Ausgedinges vorgesehen. Eine Bewertung von Sachbe­

zügen ist hiebei ausgeschlossen. 

Was nun die Frage der Bereirigung des aufgezeigten 

Problems anlangt, so möchte ich in Erinnerung rufen, daß 

ich seit meinem Amtsantritt vor nahezu 5 Jahren stets 

berei t war, Anliegen im Be::eich der bäuerlichen Sozial­

versicherung gemeinsam mit den gesetzlichen beruflichen 

Vertretungen der Bauern zu ~rörtern. Ich möchte neuer-
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lich meine Bereitschaft bekunden, konkrete Lösungsvor­

schläge von diesen Stellen zu prüfen und sodann gemein­

sam zu beraten. 

Zur Frage 2: 

Von der Anrechnung der freien Station in Anwendung der 

Bewertung für Zwecke der Lohnsteuer streng zu unter­

scheiden ist die Pauschalanrechnung des Ausgedinges, mit 

einer anderen Bezeichnung auch Anrechnung des "fiktiven 

Ausgedinges" genannt. Diese Regelung ist mit der Ein­

führung des Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes ge­

troffen worden und steht seither im Mittelpunkt 

kritischer Betrachtungen. Die Rechtsentwicklung auf 

diesem Gebiet ist jedoch stets von den gemeinsamen Be­

mühungen aller in Betracht kommenden Stellen gekenn­

zeichnet gewesen, eine gerechtere Verteilung der zur 

Verfügung stehenden Mittel zu erzielen und damit unver­

tretbare Härten zu beseitigen. Wenn fch in diesem Zu­

sammenhang nur an jene Maßnahmen denke, die in meiner 

Amtszeit zur Verbesserung der Ausgedingsanrechnung er­

griffen wurden, so ist die Berücksichtigung des durch­

schnittlichen Einheitswertes anstelle des höchsten Ein­

heitswertes des übergebenen Betriebes, ein gänzlicher 

Verzicht auf eine Dynamisierung der ermittelten Ein­

kommensbeträge (1983) und im Folgejahr eine Anpassung 

der Einkommensbeträge nur mit dem halben Anpassungs­

faktor zu erwähnen, wodurch eine entsprechende und nicht 

unwesentliche Erhöhung der Ausgleichszulagen bewirkt 

wurde. Letztlich darf nicht übersehen werden, daß nach 

dem Bundesvoranschlag 1985 in diesem Jahr der Aus­

gleichszulagenaufwand in der bäuerlichen Pensionsver­

sicherung an den Betrag von 2 Milliarden Schilling 

herankommen wird. 
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Alle diese überlegungen veranlassen mich, dem in der 

Frage enthaltenen Vorwurf, daß soziale Ungerechtigkeiten 

auf eine überbewertung des fiktiven Ausgedinges zurück­

gehen, mit Entschiedenheit entgegenzutreten. Es ist 

vielmehr so, daß Härten in Einzelfällen dort auftreten, 

wo Ausgedingsleistungen aus einer Reihe von Gegeben­

heiten nicht gewährt werden und auch nicht erzielt 

werden können. nie damit verbundenen Härten liegen je­

doch im Wesen einer Pauschalanrechnung. Ein übergang zur 

Feststellung und Berücksichtigung der tatsächlich 

empfangenen Ausgedingsleistungen in jedem Einzelfall 

erscheint jedoch im Hinblick auf die Zahl der Aus­

gleichszulagenbezieher und aus Gründen der Verwaltungs­

ökonomie nicht möglich und hätte zur Folge, daß solche 

Leistungen in Hinkunft nicht mehr vereinbart werden 

würden. 

1210/AB XVI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 5 von 5

www.parlament.gv.at




